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4. Anlass und Erforderlichkeit
Die SWS Natur GmbH beabsichtigt die Errichtung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage im
Stadtgebiet der Hansestadt Stralsund mit dem Ziel, den Anteil der Erneuerbaren Energien zu
steigern und damit die Energiewende umzusetzen. Als dafür geeigneter Vorzugsstandort
wurde das Gebiet westlich der Bahnstrecke Stralsund-Grimmenidentifiziert.

PV-Anlagen wurden im Stadtgebiet bisher nur auf Dachflächen und auf der Deponie in Devin
errichtet. Bei der Anlage in Devin ist von einerjährlichen Erzeugung von 4.220.000 Kilowatt-
stunden (kWh) auszugehen, womit die privat betriebene Anlage rechnerisch 1.400 Haushalte

mit Strom versorgen kann. Die bisher durch die SWS Natur ausschließlich auf Dachflächen

errichteten 21 PV-Anlagen versorgen mit etwa 1.800.000 kWh ca. 600 Haushalte jährlich mit
Strom. Mit diesem untergeordneten Anteil der Energiegewinnung auf Dachflächen lässt sich
die Energiewende kaum aktiv mitgestalten.

Die nun auf einer Fläche von ca. 11 ha geplante Anlage soll daher mit etwa 9.500.000 kWh
. Jährlich 3.160 Haushalte versorgen, dadurchjährlich 4.500 t Kohlendioxid einsparen und den

Beitrag Stralsunds.an der Energiewende deutlich erhöhen.

Um die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für das Vorhaben zu schaffen, hat die
Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund am 4. März 2021 beschlossen, den Bebauungsplan
Nr. 74 „Photovoltaikanlage an der Bahnstrecke Stralsund-Grimmen, westlich von Voigdeha-
gen“ aufzustellen. Mit dem Beschluss wurde gleichzeitig die Einleitung des 21. Änderungs-
verfahrens für den Flächennutzungsplan und die Anpassung des beigeordneten Land-
schaftsplanes beschlossen.

Nach der ortsüblichen Bekanntmachung der Genehmigung im Amtsblatt Nr. 4 ist die Flä-
chennutzungsplanergänzung mit Ablauf des 9. April 2022 rechtswirksam geworden.

2. Inhalt der Planung
Der rechtswirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Hansestadt Stralsund, genehmigt mit
Bescheid der höheren Verwaltungsbehörde vom 08.05.1999, Az. 512.111-05.000, stellt den
nördlichen Teil des Plangebietes als gewerbliche Baufläche und den südlichen Bereich als

Fläche für die Landwirtschaft, ergänzendals Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege
und Entwicklung von Natur und Landschaft dar. Das Plangebietist damit anteiliger Bestand-

teil der großen, im Süden der Stadt gelegenen gewerblichen Bauflächenpotenziale. Der
Voigdehäger Weg und die Ortsumgehungsind als sonstige überörtliche und örtliche Haupt-
verkehrsstraßen dargestellt, wobei die Ortsumgehungin der Lage abweichend von den Dar-
stellungen des Flächennutzungsplaneserrichtet wurde.

Entsprechendden Vorgaben des EEG plant die SWS Natur GmbHeine Freiflächensolaran-
lage in einem Abstand von 110 m zur Bahntrasse in aufgeständerter Modulbauweise mit
einer Leistung von 10,0 MVWVp undeiner Laufzeit von 20 Jahren. PV-Freiflächenanlagen stel-
len Anlagen dar, die sich in ihren Eigenschaften wesentlich von den Nutzungen und Vorha-

ben unterscheiden, die in den Baugebieten nach 88 2 bis 10 BauNVO aufgeführt sind. Es
bedarf deshalb regelmäßig der Festsetzung eines Sondergebietes nach $ 11 Abs. 2 BauN-
VO, in dem Gebiete für Anlagen zur Nutzung der Sorinenenergie beispielhaft aufgezählt

sind.

Der Systematik des rechtswirksamen Flächennutzungsplansfolgend, werden die für die Be-
bauung vorgesehenenFlächen nach derallgemeinenArt ihrer baulichen Nutzungals Bauflä-

chen dargestellt. Eine Differenzierung nach der besonderen Art der baulichen Nutzung er
folgt auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung. Dementsprechend erfolgt im Ände-
rungsbereich die Darstellung als Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung „Regenerative
'Energie - Solar“. Damit werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen im Sinne von 88
Abs. 2 BauGB für den Bebauungsplan Nr. 74 geschaffen.
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   3. Berücksichtigung der Umweltbelange
Die Ermittlung und Bewertung der umweltrelevanten Belange erfolgte im Rahmen der Um-
weltprüfung, deren Ergebnisse in einem Umweltbericht gem. 88 2 Abs. 4 und 2a BauGBzu-
sammengefasst wurden. Zur Ermittlung der abwägungsrelevanten Belange diente insbeson-
dere die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gem. der 8$ 3 und 4 BauGB.

3.1 Immissionsschutz
Angesichts des grundsätzlich immissionsfreien Betriebs der Anlage bestehen mögliche Aus-
wirkungen v. a. in einer Blendwirkung. Die potentielle Blendwirkung der PV-Anlage für die
Bahnstrecke 6038 Berlin Gesundbrunnen -—Neubrandenburg — Stralsund, die Ortsumgehung
und gegebenenfalls die Bürogebäude der Nehlsen MV GmbH & Co. KG wurde auf der Ebe-

ne des Bebauungsplanes Nr. 74 untersucht. Erhebliche Auswirkungen wurden nicht festge-
stellt.

3.2 Bodendenkmalschutz
Innerhalb der nachrichtlich in die Planzeichnung übernommenenFlächen mit Bodendenkma-
len kann die Veränderung oder Beseitigung der Bodendenkmale gemäß 8 7 DSchG M-V
genehmigt werden, sofern vor Beginn jeglicher Erdarbeiten die fachgerechte Bergung und
Dokumentation dieser Bodendenkmale sichergestellt wird. Alle durch diese Maßnahmen
anfallenden Kosten hat der Verursacher des Eingriffs zu tragen (8 6 Abs. 5 DSchG M-V).

_ Über die in Aussicht genommenen Maßnahmen zur Bergung und Dokumentation der Bo-
dendenkmale ist das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege rechtzeitig vor Beginn der

Erdarbeiten zu unterrichten. Die zu erteilenden Genehmigungensind an die Einhaltung die-
ser Bedingung gebunden.

3.3 Trinkwasserschutzgebiet der Wasserfassung Andershof
Der Änderungsbereich befindet sich vollständig in der Wasserschutzzone Ill des Trinkwas-
serschutzgebietes der Wasserfassung Andershof I, gemäß der Verordnung 132-23/77 vom
20.09.1977.

Soweit eine Reinigung der Solarmodule erforderlich wird, ist das Waschwasser aufzufangen

und vollständig dem Abwasserbeseitigungspflichtigen (Hansestadt Stralsund) zu übergeben.
Die Versickerung des Reinigungswassers im Wasserschutzgebiet ist grundsätzlich nicht er-
laubnisfähig.

3.4 Klimaschutz

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen soll gemäß $ 1a Abs. 5 BauGB den Erfordernissen
des Klimaschutzes sowohl durch Maßnahmen, ‚die dem Klimawandel entgegenwirken, als
auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen
werden. Dieser Grundsatz ist in der Abwägung nach 8 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen.

Als Grundlage hierfür dient u. a. das Klimaschutzkonzept der Hansestadt Stralsund (Oktober
2010), das darauf abzielt, den CO>-Ausstoßalle fünf Jahre um 10 % zu vermindern. Dazu
wird ein Paket von 36 Klimaschutzmaßnahmen benannt, von denen durch die FNP-
Änderung die Umsetzung der Maßnahme E-5 „Photovoltaik“ unterstützt wird.

Das geplante Vorhaben unterstützt als Maßnahme der CO»-neutralen Stromproduktion den
Klimaschutz.

3.5 Schutzgut Tiere/Artenschutz
Aufgrund der Lebensraumstruktur (Ackerflächen, Feuchtgebiete bzw. temporäres Kleinge-
wässer, Gehölzstrukturen) ist der Änderungsbereich ein potenzieller Lebensraum für Brutvö-
gel (Arten des Offenlands, gehölzbewohnende Arten), Amphibien, Reptilien und Fledermäu-
se. Das genaue Artenspektrum wird im Rahmen des Aufstellungsverfahrens zumBebau-
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ungsplans Nr. 74 auf der Grundlage faunistische Kartierungen für die genannten Artengrup-
pen ermittelt.

Eine Funktion für Rastvögelist für die Ackerflächen, in denen der Änderungsbereichliegt,
aufgrund der anthropogenen Überprägung, Zerschneidung und Störwirkungen nicht anzu-
nehmen. Dementsprechend wird dem Bereich nach der Analyse und Bewertung der Lebens-
raumfunktion für rastende und überwinternde Wat- und Wasservögel (ILN 2007/2009 in
LUNG-Kartenportal Umwelt) keine Rastgebietsfunktion beigemessen.

3.6 Belange der Landwirtschaft:
Die Flächennutzungsplanänderung betrifft Flächen, welche sich in landwirtschaftlicher Nut-
zung befinden. Gemäß $ 1 Abs. 2 BauGBsoll die Notwendigkeit der Umwandlung landwirt-
schaftlich oder als Wald genutzter Flächen begründet werden; dabei sollen Ermittlungen zu
den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere
Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten
zählen können.

Freiflächensolaranlagen können aufgrund ihres großen Platzbedarfes nur außerhalb des
geschlossenen Siedlungszusammenhangs errichtet werden und sind aufgrund der EEG-
Förderung an bestimmte Standortvoraussetzungen gebunden. Zu den Voraussetzungen
gehörenu. a.:

e Flächen, die längs von Autobahnen oder Schienenwegenliegen, und die Anlage in
einer Entfernung von bis zu 200 Metern, gemessen vom äußeren Rand der Fahr-

bahn, errichtet worden undinnerhalb dieser Entfernung ein längs zur Fahrbahn gele-
gener und mindestens 15 Meterbreiter Korridor freigehalten wordenist,

e Flächen, die zum Zeitpunkt des Beschlusses über die Aufstellung oder Änderung des

Bebauungsplans bereits versiegelt waren, oder

e Konversionsflächen aus wirtschaftlicher, verkehrlicher, wohnungsbaulicher oder mili-
tärischer Nutzung

Im Stadtgebiet sind keine Konversionsflächen oder bereits versiegelten Flächen in der ge-
planten Größenordnung vorhanden.Die einzige Freiflächensolaranlage befindet sich auf der
Deponie in Devin. Die bestehenden Anlagen auf Dächernleisten nur einen untergeordneten
Beitrag. Um eine Freiflächenanlage in der geplanten Größenordnung umzusetzen, ist die
Inanspruchnahmevonlandwirtschäftlichen Flächen notwendig. Wertgebende Bödenim Sin-
ne des Ziels 4.5 (2) des Landesraumentwicklungsprogrammes (Bodenwertzahlen > 50) wer-
den nicht in Anspruch genommen. Es wurden verschiedene Standortalternativen geprüft,
wobeidie gegenständliche Fläche als Vorzugsstandort identifiziert wurde (vgl. Kap. 4).

:4. Anderweitige Planungsmöglichkeiten
Für das Vorhaben wurden mehrere Standortalternativen geprüft (s. Abbildung 1). Die Flä-
chen entlang der Bahnlinien nach Greifswald und Grimmen liegen sämtlich auf Landwirt-
schaftsflächen, so dass die Belange der Landwirtschaft überall ähnlich betroffen sind.

Das landesplanerische Gebot, Flächen mit Bodenpunkten über 50 nicht in Anspruch zu
nehmen, bezieht sich zwar nur eng auf die tatsächlich wertvollen Teilflächen, dient aber dem
Schutz landwirtschaftlicher Nutzung generell. Daher sollten nicht nur die jeweiligen Teilflä-
chen von der Umwandlung verschont bleiben, sondern immer eine insgesamt noch bewirt-

schaftungsfähige Ackerfläche erhalten bleiben. Vor diesem Hintergrund sollten die Flächen
östlich der Bahn nach Grimmen (nördlicher Abschnitt) sowie allgemein westlich der Bahn
nach Greifswald zum Schutz der Landwirtschaft nicht weiterverfolgt werden (Ausschluss der
Flächen 7, 102, 103, 20 und 23 zumindest im nördlichen Abschnitt).
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Die Flächen östlich der Bahn nach Greifswald (nördlicher Abschnitt) kollidieren mit der Er-
schließung des hier geplanten Haltepunkts Stralsund-Süd. Der Haltepunkt muss mit einer

ÖPNV-tauglichen neuen Straße erschlossen werden, zudem wäre die Anlage eines PR-

Parkplatzes im direkten Anschluss erstrebenswert, so dass die Verkehrsbelastung am Bahn-
hof verringert werden kann. Angesichts der zukünftigen Lagegunst (fußläufige Bahnanbin-
dung) sollte diese Fläche für Siedlungsentwicklung freigehalten werden (Ausschluss Fläche
25).

Grundsätzlich als möglich erscheinen
damit nach einer ersten Sichtung die
Flächen G9, 6, 31, 33 und 26. Hin-
sichtlich der Betroffenheit der Belan-
ge der Landwirtschaft sind keine we-
sentlichen Unterschiede erkennbar,

nur bei den Flächen südlich des Au-
tobahnzubringers liegen etwas

schlechtere Böden vor als bei den
anderen Standorten. Bei der weiteren

Auswahl wurde daher die siedlungs-
strukturelle Einordnung berücksich-
tigt:

Der Bereich zwischen den beiden

Bahnlinien ist bereits im Flächennut-.
zungsplan als Erholungsfläche ge-

kennzeichnet. Im Landschaftsplanist

der Bereich um den Voigdehäger
Teich als „Fläche zur Entwicklung dr
von Erholungswald“ ausgewiesen. 0 "aa
Nach LUNG-Kartenportal Umwelt

sind der Voigdehäger Teich und die
ihn umgebendenBereiche als „sons-

tiges Gebiet mit hohem Naturwert“
ausgewiesen. Hier konzentrieren sich

zudem mehrere Flächen für Ausgleichsmaßnahmen. Die Entwicklung als Naherholungsge-
biet wird mit dem weiteren Ausbau des Stadtgebiets Süd zunehmend dfringlich. Im Rahmen
der Planungen zur StadtNaturist z. B. die Anlage einer doppelten Obstbaumreihe mit Ver-
bindungsweg zwischen Andershof und Voigdehagen geplant, mit Anschlusswegenin Rich-
tung Süden nach Zitterpenningshagen (und weiter bis zur Försterhofer Heide) sowie nach
Norden entlang des Voigdehäger Teichs nach Franken. Im Rahmen der Entwicklung als
Naherholungsgebiet sollten großflächige bauliche Nutzungen (Sondergebiete) im gesamten
Bereich möglichst vermieden werden(Verzicht auf Flächen 31, B und 23).

 
Abbildung 1: Standortalternativen im südlichen Stadtge-
biet mit farblicher Darstellung der Eigentumsverhältnisse.

Die Flächen südlich des Autobahnzubringers liegen in der offenen Landschaft, so dass hier
die Beeinträchtigung des Landschaftsbilds entsprechend mehr ins Gewichtfällt. Dies gilt
auch für die Fläche 26, die von der Stadteinfahrt aus prominent sichtbar wäre.

Der Bereich westlich der Bahn nach Grimmenist bereits im Flächennutzungsplan zu rund
der Hälfte als gewerbliche Baufläche vorgesehen. Die Entwicklung schließt hier an beste-

hende gewerbliche Nutzungen (Umspannwerk, Gewerbebetriebe) an. Ein kurzfristiger Bedarf
für eine gewerbliche Entwicklung ist nicht absehbar, zudem ist die verbleibende potenzielle
gewerbliche Fläche auch fürGroßinvestitionen ausreichend bemessen.Sollte die Gewerbe-
entwicklung im Umfeld in den 20 Jahren der Anlagenlaufzeit vorankommen, wäre hier auch

eine gewerbliche Nachnutzung denkbar. Für die Naherholung (und auch für die Ökologie und
das Landschaftsbild) ist der Abschnitt zwischen Bahnlinie Grimmen und dem Autobahnzu-
bringer von geringem Wert, so dass sich hier eine Solarenergienutzung gut einfügt. Es han-
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delt sich um eine große zusammenhängende Fläche mit vergleichsweise einfachen Eigen-
tumsstrukturen.

Aus dieser Einschätzung resultiert eindeutig die Einschätzung der Fläche G9 als Vorzugsva-
riante (große, zusammenhängende,vergleichsweise siedlungsstrukturell gut eingebundene
Fläche).

Stralsund, den ...2,8. APR.m

HANSESTADT STRALSUND
DER OBERBÜRGERMEISTER

FIR
Dr.-Ing. Alexander Badrow Ft

 


